
 Angaben auf Geschäftsbriefen bzw. E-Mails

Nachdem der Bundesrat dem Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregis-
ter sowie das Unternehmensregister (EHUG) am 13.10.2006 zugestimmt hat, ist es zum 1.1.2007 in 
Kraft getreten. Nachfolgend soll in Kurzform auf die Änderungen im Einzelnen eingegangen werden. 

• Elektronisches Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregister: Spätestens bis 
zum 1.1.2007 werden Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregister auf den elek-
tronischen Betrieb umgestellt. Zuständig für die Führung der Register bleiben die Amtsge-
richte. Um die Verwaltung der Register zu beschleunigen, können Unterlagen in Zukunft nur 
noch elektronisch eingereicht werden. Die Bundesländer werden befugt, Übergangsfristen 
einzuräumen, nach denen die Unterlagen bis spätestens Ende 2009 auch noch in Papierform 
eingereicht werden können. Aus Gründen der Rechtssicherheit bleibt für die Anmeldungen 
zur Eintragung eine öffentliche Beglaubigung erforderlich. Zur Beschleunigung der Eintra-
gung ist unter anderem vorgesehen, dass über den Antrag grundsätzlich "unverzüglich" zu 
entscheiden ist.

Weil die Register elektronisch geführt werden, werden Handelsregistereintragungen künftig 
auch elektronisch bekannt gemacht. Für einen Übergangszeitraum bis Ende 2008 wird die 
Bekanntmachung zusätzlich noch in einer Tageszeitung erfolgen.

Beispiel: Der Unternehmer U möchte eine GmbH gründen. Um die erforderliche Handelsre-
gisteranmeldung zu veranlassen, geht er zum Notar N. Liegen die Anmeldung und die not-
wendigen Unterlagen nur in Papierform vor, überträgt N die Dokumente zunächst in ein elek-
tronisches Format. Anschließend nimmt er die erforderlichen Beglaubigungen vor und über-
mittelt die Dokumente über das Gerichtspostfach elektronisch an das zuständige Registerge-
richt R, wo sie direkt nach Eingang bearbeitet werden können. 

Nach Prüfung der Anmeldung trägt R die GmbH in das elektronische Handelsregister ein. Mit 
der Eintragung wird zugleich die elektronische Bekanntmachung ausgelöst. Die Daten sind 
für jedermann online etwa über www.unternehmensregister.de.

• Offenlegung der Jahresabschlüsse: Um die Veröffentlichung der Jahresabschlüsse zu er-
leichtern, werden für ihre zentrale Entgegennahme, Speicherung und Veröffentlichung nicht 
mehr die Amtsgerichte, sondern der elektronische Bundesanzeiger zuständig sein. Damit 
werden die Gerichte von justizfernem Verwaltungsaufwand entlastet und der elektronische 
Bundesanzeiger zu einem zentralen Veröffentlichungsorgan für wirtschaftsrechtliche Be-
kanntmachungen ausgebaut.

• Elektronisches Unternehmensregister: Ab dem 1.1.2007 können publikationspflichtige Da-
ten eines Unternehmens unter www.unternehmensregister.de online abgerufen werden. Da-
mit gibt es eine zentrale Internetadresse, über die alle wesentlichen Unternehmensdaten, de-
ren Offenlegung von der Rechtsordnung vorgesehen ist, online bereitstehen.

•
Das Gesetz wirkt sich auch auf Geschäftsbriefe im E-Mail-Verkehr aus. So müssen ab dem 
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1.1.2007 auf allen Geschäftsbriefen gleichviel in welcher Form (z. B. E-Mails), die an einen 
bestimmten Empfänger gerichtet werden, die Rechtsform und der Sitz der Gesellschaft, das 
Registergericht des Sitzes der Gesellschaft und die Nummer, unter der die Gesellschaft in 
das Handelsregister eingetragen ist, sowie alle Geschäftsführer bzw. Vorstände und Auf-
sichtsrat mit dem Firmennamen und mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen ange-
geben werden.

  Verbraucherinsolvenz als wichtiger Grund zur Abberufung des GmbH-
Geschäftsführers

Die Eröffnung des Verbraucherinsolvenzverfahrens über das Vermögen eines Geschäftsführers kann 
möglicherweise dessen sofortige Abberufung aus wichtigem Grund rechtfertigen. Im Wege der einst-
weiligen Verfügung können dem abberufenen Gesellschafter-Geschäftsführer grundsätzlich Maßnah-
men der Geschäftsführung und die Vertretung der Gesellschaft untersagt werden. Hierfür sind aber 
ganz  gewichtige  Umstände  zu  verlangen.

So müssen ganz erhebliche konkrete und unmittelbar bevorstehende Nachteile für die Gesellschaft 
drohen, um ein Tätigkeitsverbot für den Geschäftsführer zu rechtfertigen. Eine gewisse Verunsiche-
rung der Geschäftspartner und eine abstrakte Gefährdung der Kreditwürdigkeit genügen hierfür nicht.

  Bezugsrecht an einer Direktversicherung zur betrieblichen Altersver-
sorgung im Insolvenzfall

Hat ein Arbeitnehmer ein eingeschränkt unwiderrufliches Bezugsrecht an einer Direktversicherung 
zur betrieblichen Altersversorgung, dann steht ihm in der Insolvenz des Arbeitgebers ein Aussonde-
rungsrecht hinsichtlich des Rückkaufwertes der zu seinen Gunsten abgeschlossenen Lebensversi-
cherung zu. Das entschied das Landesarbeitsgericht Hamm mit Urteil vom 22.9.2006 im Anschluss 
an das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 8.6.2005.

In ihrer Begründung führten die Richter an, dass der Arbeitnehmer nicht verpflichtet ist, wegen des 
hinterlegten Geldbetrages gegenüber dem Insolvenzverwalter eine Freigabeerklärung abzugeben, da 
ihm hinsichtlich des Rückkaufswerts der zu seinen Gunsten abgeschlossenen Direktversicherung ein 
Aussonderungsrecht zusteht.

Im entschiedenen Fall waren die gesetzlichen Voraussetzungen für den Eintritt der Unverfallbarkeit 
nach den Bestimmungen des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (Be-
trAVG) zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses zwischen dem Arbeitgeber und dem 
Arbeitnehmer nicht erfüllt. Allerdings ist von einem eingeschränkt unwiderruflichen Bezugsrecht aus-
zugehen. In einem solchen Fall ist der Versicherungsvertrag dahingehend auszulegen, dass der Vor-
behalt, unter den das Bezugsrecht gestellt wurde, nicht auch für den Fall einer insolvenzbedingten 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses gilt, sodass dem nach dem Versicherungsvertrag begünstigten 
Arbeitnehmer ein Aussonderungsrecht zusteht.

  Wechsel der Abrechnungsart durch den Geschädigten bei Unfallschaden

Der Geschädigte eines Unfalls kann zum Ausgleich des verursachten Fahrzeugschadens sowohl die 
tatsächlich aufgewendeten als auch die vom Sachverständigen geschätzten Reparaturkosten bis zur 
Höhe des Wiederbeschaffungswerts ohne Abzug des Restwerts verlangen, wenn er das Fahrzeug 
tatsächlich reparieren lässt und weiter benutzt. Gleiches gilt, wenn das Fahrzeug zwar nicht repariert, 
wohl aber mindestens 6 Monate in noch verkehrstauglichem Zustand weiter genutzt wird.

Im Fall eines wirtschaftlichen Totalschadens kann der Geschädigte im Rahmen der Ersatzbeschaf-
fung nur Ersatz des Wiederbeschaffungswertes abzüglich des Restwertes verlangen. Einem Geschä-
digten, der sich jedoch zu einer Reparatur entschließt und diese auch nachweislich durchführt, ste-
hen die konkret abgerechneten Kosten der Instandsetzung ohne Berücksichtigung des Restwerts zu. 

Seite 2 von insgesamt 3



Ersatzfähig sind auch Reparaturkosten, die den Wiederbeschaffungswert des Fahrzeugs in Grenzen 
(bis 30 %) übersteigen, wenn sie konkret angefallen sind oder wenn der Geschädigte nachweisbar 
wertmäßig in einem Umfang repariert hat, der den Wiederbeschaffungsaufwand übersteigt, sofern 
die Reparatur fachgerecht und in einem Umfang durchgeführt wird, wie ihn der Sachverständige zur 
Grundlage seiner Kostenschätzung gemacht hat. Andernfalls ist die Höhe des Ersatzanspruchs auf 
den Wiederbeschaffungsaufwand beschränkt.

In ihrem Urteil vom 17.10.2006 hatten die Richter des Bundesgerichtshofs zu entschieden, ob auch 
ein nachträglicher Wechsel der Abrechnungsart möglich ist. Sie kamen dabei zu folgendem Ent-
schluss:

"Der durch einen Verkehrsunfall Geschädigte, der seinen Fahrzeugschaden mit dem Haftpflichtversi-
cherer des Schädigers zunächst auf der Grundlage des vom Sachverständigen ermittelten Wiederbe-
schaffungswerts abrechnet, ist an diese Art der Abrechnung nicht ohne Weiteres gebunden. Er kann 
- im Rahmen der rechtlichen Voraussetzungen für eine solche Schadensabrechnung und der Verjäh-
rung - die höheren Kosten einer nunmehr tatsächlich durchgeführten Reparatur des beschädigten 
Fahrzeugs verlangen, sofern sich nicht aufgrund der konkreten Umstände des Regulierungsgesche-
hens etwas Abweichendes ergibt."

  Basiszins / Verzugszins

Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5-%-Punkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB 
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen

01.01.2002 - 30.06.2002 = 2,57 %
01.07.2002 - 31.12.2002 = 2,47 % 
01.01.2003 - 30.06.2003 = 1,97 % 
01.07.2003 - 31.12.2003 = 1,22 % 
01.01.2004 - 30.06.2004 = 1,14 % 
01.07.2004 - 31.12.2004 = 1,13 % 
01.01.2005 - 30.06.2005 = 1,21 % 
01.07.2005 - 31.12.2005 = 1,17 % 
01.01.2006 - 30.06.2006 = 1,37 %
01.07.2006 - 31.12.2006 = 1,95 %
ab 1.1.2007 = 2,70 %

Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden!

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden.
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